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Deutsch-französische 
Konsultationen in Bonn 

am 8. und 9. Juli 1974 

Der Präsident der Französischen Republ ik, Valery 
Giscard d'Estaing, weilte anläßlich der deutsch­
französischen Konsultationen am 8. und 9. Juli 1974 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Bundeskanzler Helmut Sc h m i d t gab nach der 
Vollsitzung beider Delegationen im Rahmen der 
deutsch-französischen Konsultationen in Sonn am 
9. Juli 1974 folgende Erklärung ab: 

Meine Damen und Herren! 

Wir sind sozusagen am Schluß unserer offiziellen Be­
ratungen. Wir werden den Besuch der französischen 
Delegation unter der Führung des französischen 
Staatspräsidenten auf seine Einladung hin mit einem 
Essen auf Schloß Ernich abschließen. Es ist aber jetzt 
schon der Zeitpunkt gekommen, in dem wir in einigen 
wenigen Worten über den Inhalt unserer Beratungen 
berichten können. 

Es haben sich - das hat eben auch die Schlußbespre­
chung der beiden Delegationen gezeigt - keinerlei 
zweiseitige Probleme ergeben, die überhaupt der poli­
tischen Erwähnung für Wert befunden werden sollten. 
Unsere Unterhaltungen haben sich fast ausschließlich 
beschäftigt mit weltpolitischem und weltwirtschaft­
liehen Entwicklungen einerseits und mit der poli­
tischen und mit der wirtschaftlichen Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft andererseits. 

Zur Weltpolitik haben wir natürlich über solche Pro­
bleme wie Sicherheitskonferenz in Genf, Energiepoli­
Uk, vor allen Dingen aber über das Problem der Welt­
inflation gesprochen. Dieses letztere Problem hat 
natürlich auch eine sehr große Rolle gespielt in unse­
ren Unterhaltungen hinsichtlich der Zukunft Europas. 

Der französische Staatspräsident und seine Minister 
haben uns sorgfältig unterrichtet über die Anti-lnfla­
tionspolitik, die in Frankreich eingeleitet worden ist. 
Wir sind davon sehr befriedigt, weil wir den sicheren 
Eindruck haben, daß diese jetzt in Frankreich einge­
leitete Politik für eine zunehmende Parallelität der 
ökonomischen Entwicklung zwischen unseren beiden 
Ländern sorgen wird. 
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Wir sind beide der Meinung, daß die ParaHelität und 
die enge Zusammenarbeit zwischen unseren beiden 
Ländern eine unabdingbare Voraussetzung für die 
weitere Entwicklung Europas i~Wir haben sehr aus­
führlich, aber eben auch sehr diskret, über die zu­
künftige Entwicklung Europas gesprochen und haben 
eine sehr weitgehende Übereinstimmung unserer Vor­
stellungen festgestellt. Wir werden daran weiterhin 
arbeiten: 

Ich möchte abschließend hervorheben die große Ober­
einstimmung auf allen Feldern, die behandelt worden 
sind .. Ich möchte hervorheben die OffenheU und die 
Herzlichkeit der Gespräche und, wenn Sie erlauben, 
Herr Präsident, möchte ich auch hervorheben, daß wir 
beide angesichts unserer beiden Delegationen zum 
Ausdruck gebracht haben, daß wir unsere gute per­
sönliche Verbindung für eine sehr gute Voraussetzung 
für den weiterem Verlauf unserer gemeinsamen Arbeit 
halten. 

Der Präsident der Französischen Republik, Valery 
Giscard d 'Es t a in g, gab die nachstehende Er­
klärung ab: 

Meine Damen und Herren! 

Ich freue mich, daß mein erster Besuch, den ich als 
Präsident der Französischen Republik außerhalb 
Frankreichs unternehme, mich in die Bundesrepublik 
Deutschland und damit übrigens auch näher an mei­
nen Geburtsort geführt hat. 

Wie Herr Bundeska~zler Schmidt soeben gesagt hat, 
haben wir praktisch festgestellt, daß _es gegenwärtig 
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keine bilateralen Probleme zwischen der Bundesre­
publik Deutschland und Frankreich gibt. Und das ist 
für sich selbst schon ein historisches Ereignis, sich 
vorzustellen, daß, wenn die führenden Politiker unserer 
beiden Länder zusammenkommen, es nicht mehr das 
Problem der bilateralen Schwierigkeiten gibt. Statt­
dessen gibt es auf bilateralem Gebiet nur Themen der 
Zusammenarbeit. 

Das erste Thema der Zusammenarbeit ist der Kampf 
gegen die Inflation. Denn die Inflation könnte zum 
Loreleyfelsen werden, auf dem die Einheit der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zerschellen könnte. 

:_ ln der vor uns liegenden Zeit ist es daher unerläßlich, 
daß die Anstrengungen, die in verschiedenen Ländern 
unternommen werden, zu einer parallelen Verminde­
rung der Inflationsraten führen. y:Bemerkenswerte Er­
folge sind in der Bundesrepublik ·erzielt worden, und 
ich beglückwünsche bei dieser Gelegenheit meinen 
ehemaligen Kollegen, der die Leitung der Finanz­
pol-itik in diesem Lande übernommen hat. 

Die in Frankreich ergriffenen Maßnahmen, die mit aller 
notwendigen Entschlossenheit durchgeführt werden, 
sollten es uns ermöglichen, bis zum Ende dieses Jah­
res festzustellen, daß unsere Inflationsrate sich der der 
Bundesrepublik angenähert hat. Unser Ziel wird es 
sein, in einem Jahr, von heute aus gesehen, die 
Parallelität unserer wirtschaftlichen Entwicklung sicher­
zustellen. ) 

Das zweite Thema der Zusammenarbeit ist die Ini­
tiative, die ergriffen werden könnte und die nach un­
serer Meinung auch ergriffen werden sollte in diesem 
Jahr, um zur poNtischen Organisierung Europas beizu­
tragen. Unser heutiges Treffen bot die erste Gel·egen­
heit, Gedanken über das Verfahren einer solchen 
Initiative auszutauschen. Natürlich werden wir diese 
Gedanken mit unseren anderen Partnern der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft besprechen, die be­
teiligt werden müssen in allen Stadien der Beratung 
und, wie ich hoffe, später auch der Beschlußfassung. 

Schließlich war dieses Treffen durch etwas Neues 
gekennzeichnet, nämlich das Abendessen gestern, 
das in einer unmittelbaren und unkomplizierten Weise 
die einflußreichen Mitglieder des Kabinetts der Bun­
desregierung und die einflußreichen Mitglieder der 
französischen Regierung zusammengeführt hat zu 
einer sehr freimütigen und sehr eingehenden Aus­
sprache über die Probleme gemeinsamen Interesses. 

Dabei habe ich übrigens festgestellt, daß zum ersten 
Mal der lnnnenminister der Bundesrepublik Deutsch­
land und der Innenminister der Französischen Repu­
blik an diesem Treffen teilgenommen haben. Das be­
deutet, daß wir aufhören, Europa nur von draußen zu 
sehen, sondern daß wir anfangen, es von innen her 
zu betrachten. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben zu Recht die Qualität 
unserer persönlichen Beziehungen unterstrichen. Die­
ses Treffen, das auf Ihre Initiative hin organisiert 
worden ist, hat es ermöglicht, diese persönlichen Be­
ziehungen auf die wichtigsten Mitglieder unserer Re-
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gierungen auszudehnen und damit die Basis zu ver­
breitern, auf der sich in Zukunft die deutsch-fran­
zösische Zusammenarbeit zum Wohle und zur 
Organisierung Europas weiterentwickeln kann. 

Die Pressestelle des Bundespräsidenten teilt mit: 

Bundespräsident Walter Scheel empfing am 9. Juli 
1974 vormittags den Präsidenten der Französischen 
Republik, Valery Giscard d'Estaing, zu einem Höflich­
keitsbesuch, bei dem die Lage und Perspektiven der 
Europäischen Gemeinschaften sowie die politische 
Zu~ammenarbeit in Europa zur Sprache kamen. 

Im Vordergrund des Gedankenaustausches standen 
die Vorstellungen darüber, wie die europäischen Staa­
ten bald wieder zu einer wirksamen Aktionseinheit 
kommen können. 

Das Bundesministerium des lnnern teilt mit: 

Im Rahmen der deutsch-französ·ischen Konsultationen 
sind der französische lnnenminister, Michel Ponia­
towski, und der Bundesminister des lnnern, Prof. 
Dr. Werner Maihofer, am 8. und 9. Juli 1974 zusammen­
getroffen. 

Die Minister haben Gespräche über gemeinsame Pro­
bleme auf dem Gebiet der inneren Sicherheit und des 
Auslä-nderrechts geführt. Sie waren sich darin einig, 
die Zusammenarbeit zwischen ihren Ländern im Hin­
blick auf e·ine Verstärkung der inneren Sicherheit und 
die Erarbeitung von entsprechenden Lösungen für die 
Gesamtheit der Europäischen Gemeinschaft nutzbar 
zu machen. 

Die Ministe·r haben zunächst mit Befriedigung die 
positiven Ergebnisse zur Kenntnis genommen, die von 
der Arbeitsgruppe Luftsicherheit erzielt wurden, deren 
Arbeit verstärkt werden soll. 

Sie. haben beschlossen, eine weitere Arbeitsgruppe 
für allgemeine Fragen der inneren Sicherheit einzu­
richten. Diese soll sich insbesondere mit der Bekämp­
fung der Kriminalität, des internationalen Handels mit 
Betäubungsmitteln und des illegalen Handels mit Waf­
fen und Sprengstoffen befassen. Ebenso soll die 
fruchtbare Zusammenarbeit der nationalen Polizeien 
mit der IKPO-Interpol verstärkt werden. 

Im Rahmen des deutsch-französischen Vertrages 
haben sie außerdem zwei Sonderkommissionen beauf­
tragt, innerhalb kurzer Frist die seit mehreren Jahren 
unternommenen Arbeiten für Abkommen über die poli­
zeiliche Zusammenarbeit im Grenzbereich und über 
die Voraussetzungen der gegenseitigen Hilfe im Kata­
strophenfall abzuschließen. 

Außerdem soll eine schrittweise Vereinheitlichung der 
ausländerrechtliehen Vorschriften und ihre Anwen­
dung angestrebt werden. 

Schließlich haben die Minister die Zweckmäßigkeit 
einer Konferenz der Innenminister der Europäischen 
Gemeinschaft über Fragen der inneren Sicherheit und 
des Schutzes der Bürger erörtert. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten teilt mit: 

Die beiden Landwirtschaftsminister Sonnet und Ertl 
haben zum Abschluß ihres Treffens am 8. und 9. Juli 
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1974 in Sonn im Rahmen der deutsch-französischen 
Konsultationen folgendes Kommuniqua veröffentlicht: 

1. 

Die Landwirtschaftsminister haben sich zunächst mit 
den Verbesserungen der Arbeitsverfahren des Rates 
befaßt und sind über mehrere praktische Vorschläge 
einig geworden, die rasch zu verwirklichen wären in 
Anlehnung an die in diesem Bereich von den Außen­
ministern getroffenen Entscheidungen. Die Verwal­
tung der Märkte durch die zuständigen Gremien der 
Gemeinschaft muß nach Ansicht beider Minister ver­
bessert werden. 

2. 

Im übrigen wurden übereinstimmend die Prinzipien 
der gemeinsamen Agrarpolitik bekräftigt, die ein 
Grundpfeiler der europäischen Konstruktion bleibt, 
und festgestellt, daß die Gemeinschaft beim Punkt des 
"no return" angelangt sei. Eines di.eser Prinzipien ist 
die ·~gemeinschaftliche Präferenz, die auch in der 
schwierigen Lage, in der sich ein Mitgliedsland be­
findet, nicht beeinträchtigt werden darf zugunsten 
einiger Drittländer, gerade auf den Märkten, die sich 
in akuten Schwierigkeiten in anderen Mitgliedsländern 
befinden. 

3. 

Die Lage auf den Agrarmärkten der EG ist ausführlich 
behandelt worden (Rindfleisch, Schweinefleisch, Ge­
treide, Wein). Im Zusammenhang damit wurden die 
Beschlüsse der EG-Kommission auf dem Rindfleisch­
sektor vom 8. Juli 1974 zur Vorbereitung der Agrarrat­
sitzung vom 15./16. Juli 1974 erörtert. Seide Minister 
haben alle Möglichkeiten zur Wiederherstellung des 
Gleichgewichts auf den Fleischmärkten besprochen. 
Sie waren sich einig in der Forderung nach einem 
Schlußtermin für das italienische Bardepot in abseh­
barer Zukunft. Man wolle gemeinsam darauf hinwir­
ken, auf den Agrarmärkten von einer Politik des Rea­
gierens wegzukommen und zu einer besseren Voraus­
schau der Entwicklung auf den Märkten zu gelangen. 

4. 

Die beiden Minister haben die Gelegenheit wahrge­
nommen, um die Themen der Agrarräte während der 
französischen Präsidentschaft im zwe·iten Halbjahr 
1974 zu besprechen. 

Das Bundesministerium für Forschung und Technolo­
gie teilt mit: 

Im Rahmen der deutsch-französischen Konsultationen 
traf der Bundesminister für Forschung und Technolo­
gie, Hans Matthöfer, am 9. Juli mit dem französischen 
Minister für Industrie und Forschung, Michel d'Ornano, 
zusammen. 

Erörtert wurden dabei u. a. Fragen der Weltraumfor­
schung und -technik und der europäischen Datenver­
arbeitung. 
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Die Reform 
der auswärtigen Kulturpolitik 

Von Dr. Hans Arnold, Leiter der Abteilung 
für auswärtige Kulturpolitik im Auswärtigen Amt 

Dieser Tage hat die Abteilung für auswärtige Kultur­
politik des Auswärtigen Amtes ihren "Bericht 1973" 
veröffentlicht. Es ist dies der zweite Bericht dieser Ab­
teilung seit der Einleitung der Reform der auswärtigen 
Kulturpolitik durch die Bundesregierung im Jahre 
1969. 

Während der "Bericht 1970" ein Bild von den damals 
auf breiter Grundlage gegebenen konzeptionellen An­
stößen für eine Reform vermittelte, beschränkt sich 
der vorliegende Bericht bewußt auf gesicherte Fakten 
und Zahlen und einige Erläuterungen zu ihnen. Er be­
schränkt sich auf eine Darstellung dessen, was bei 
einer Durchsatzung der Prinzipien der Reform der 
auswärtigen Kulturpolitik in der täglichen Arbeit not­
wendig und möglich ist. Demgemäß hat dieser Bericht 
auch, obwohl er einen größeren Zeitraum als der "Be­
richt 1970" umfaßt, einen wesentlich geringeren Um­
fang. 

Für die Fortführung der Reform der auswärtigen Kul­
turpolitik behalten die ursprünglichen Ansatzpunkte 
und Überlegungen Gültigkeit und Gewicht. Bundes­
außenminister Hans-Dietrich Genscher sagt hierzu in 
seinem Geleitwort zu dem "Bericht 1973": 

"Das Zusammenrücken der Völker, insbesondere 
die beschleunigte technische Entwicklung der Kom­
munikationsmöglichkeiten in den vergangenen Jahr­
zehnten, hat auch der auswärtigen Kulturpolitik eine 
neue Bandbreite in der Arbeit eröffnet, die aus 
unserer Sicht dem Ziel stärkerer partnerschaftlicher 
Zusammenarbeit und erweiterter Begegnung mit al­
len gesellschaftlichen Gruppen anderer Nationen 
dienen muß. Eingebettet in die Friedens- und Ent­
spannungspolitik per Bundesrepublik Deutschland 
mußten neue Wege der Kommunikation, der offenen 
kulturellen Information, des Austausches und des 
Gegenseitig-Voneinander-Lernans gefunden wer­
den." 

Die neue Konzeption für unsere auswärtige Kulturpo­
litik hat ihre erste Formulierung in den 1970 von dem 
damaligen Bundesaußenminister Walter Scheel veröf­
fentlichten "Leitsätzen für die auswärtige Kulturpoli­
tik" gefunden. Wesentliche Grundgedanken dieser 
Leitsätze sind vor allem die Erweiterung des Kulturbe­
griffes über dessen traditionelle ästhetisch-schöngei­
stige Bedeutung hinaus in Richtung eines alle kultu­
rell relevanten Äußerungen und Aktionen der Gesell­
schaft umfassenden Verständnisses von Kultur, sowie 
die Hervorhebung der Bedeutung eines wechselseiti­
gen kulturellen Austausches gegenüber der traditio­
nellen Form einseitiger Setbstdarstellung im interna­
tionalen Bereich. 

Unter Berücksichtigung dieser Prinzipien wurde nach 
einer eingehenden Bestandsaufnahme im Jahre 1973 
vom Auswärtigen Amt erstmalig ein "Gesamtplan zur 
auswärtigen Kulturpolitik" erstellt. Mit ihm werden 
langfristige politische Planungslinien für die auswärti­
ge Kulturpolitik entwickelt. Neben den in den "Leitsät-


